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rEVisioN DEr arBEitslosENVErichErUNG – Schweizer Wirtschaft setzt sich für ein Ja ein, weil
damit noch höhere Lohnabzüge gestoppt werden könnten.

OpfersymmetriealsBedingung

Die Wirtschaftsverbände kämpfen für ein Ja zur Revision der Arbeitslosenversicherung am 26. September:
Bruno Zuppiger (links) und Rudolf Stämpfli an der Medienorientierung zur Lancierung der Abstimmungskampagne.

Die Spitzen von Schweizerischem Ge­
werbeverband sgv, Schweizerischem
Arbeitgeberverband und Centre Pa­
tronal kämpfen für ein JA zur Revi­
sion der Arbeitslosenversicherung
(ALV) am kommenden 26. Septem­
ber. Letzte Woche wurde die Abstim­
mungskampagne lanciert, in deren
Zentrum zwei Aussagen stehen: Nur
mit ausgewogenen Beitrags­ und
Leistungsanpassungen kann das be­
stehende Defizit auf wirtschafts­ und
sozialverträgliche Art und Weise be­
hoben werden. Und im Falle eines
Neins drohen mehr als doppelt so
hohe Lohnabzüge.

fehlanreize abbauen

Für den sgv­Präsidenten Bruno Zup­
piger muss das oberste Ziel der Ar­
beitsmarktpolitik immer sein, Stel­

lensuchende so rasch wie möglich
wieder ins Erwerbsleben zu integrie­
ren. Es ist deshalb aus Sicht der
Schweizer Wirtschaft wichtig, die At­
traktivität der Versicherung dort zu
mindern, wo falsche Anreize beste­
hen. So wird dem Pendeln zwischen
Beschäftigungsprogrammen und Ar­
beitsmarktmassnahmen ein Riegel
geschoben. «Dank der Gesetzesrevi­
sion werden solch missbräuchliche
Praktiken in Zukunft nicht mehr
möglich sein», sagte Zuppiger an ei­
ner Medienkonferenz in Bern.

konjunktur nicht abwürgen

Der sgv­Präsident betonte zugleich,
dass das Opfer, das die Beitragszahler
zu erbringen haben, durch die Vorla­
ge in etwa halbiert werde. «Dies ist
wichtig, weil auf das kommende Jahr

hin sowieso ein Kostenschub auf uns
zukommt.» Konkret: Die Erwerbser­
satzordnung erhöht die Beiträge um
0,2 Lohnprozente, zur Sanierung der
Invalidenversicherung wird die Mehr­
wertsteuer um 0,4 Prozent angeho­
ben und bei den Krankenversicherun­
gen spricht man von erneuten Prämi­
enaufschlägen von rund 10 Prozent.
Für Zuppiger besteht kein Zweifel:
«Angesichts dieser massiven Beitrags­
flut sollten wir uns bei der Arbeitslo­
senversicherung unbedingt für die
günstigere Variante aussprechen.
Wenn wir die Kaufkraft der Konsu­
menten und das Investitionspotenzial
der Betriebe weiter schwächen, wür­
gen wir die Konjunktur ab.»

Die Grundleistungen der Arbeitslo­
senversicherung bleiben mit der ALV­

Reform unangetastet. Die maximale
Bezugsdauer bleibt genauso bestehen
wie die Höhe der Taggelder. «Die
Sozialabbauvorwürfe, mit welchen
Gewerkschaften und linke Parteien
die Vorlage bekämpfen, leugnen den
ausgewiesenen Sanierungsbedarf
und schiessen weit am Ziel vorbei»,
hielt Rudolf Stämpfli, Präsident des
Schweizerischen Arbeitgeberverban­
des, fest.

für opfersymmetrie

Eine Ablehnung der Vorlage würde
alle Arbeitnehmenden und Arbeitge­
benden treffen. Denn im Falle eines
Neins steigen die Beiträge mehr als
doppelt so stark an. Mit höheren Bei­
trägen und Steuern für Invalidenver­
sicherung (IV), Erwerbsersatzord­
nung (EO) und Krankenkassen kom­
men im nächsten Jahr ohnehin hö­
here Abgaben auf alle zu. KMU­Frau
Hanny Baghdadi, Inhaberin von
Scooterfashion, plädiert für Opfer­
symmetrie: «Die Sanierung der Ar­
beitslosenversicherung darf nicht nur
über die Beiträge erfolgen, sondern
es braucht auch Massnahmen auf der
Ausgabenseite.»

Verschuldung stoppen

Die Arbeitslosenversicherung macht
jährlich rund eine Milliarde Franken
Defizit. Eine Sanierung nur über hö­
here Beiträge wäre eine Symptombe­
kämpfung. Doch gerade in wirt­
schaftlich schwierigen Zeiten sind
die Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer auf ein funktionierendes so­
ziales Auffangnetz angewiesen. Ein
Ja am 26. September sei deshalb un­
bedingt notwendig, betonte Chris­
tophe Reymond, Direktor des Centre
Patronal: «Es braucht diese Revision,
damit die ALV ein Vorbild bleibt und
weiterhin im internationalen Ver­
gleich sehr grosszügige Leistungen
anbieten kann.» PD

rEGUliErUNGsaBBaU – Die deutsche Wirtschaft will endlich Taten sehen und macht zwölf
konkrete Vorschläge zur Bekämpfung der Bürokratie.

Auch Deutschland hat Bürokratie im Visier
Ein gutes Ziel, aber: «Der einge­
schlagene Weg muss energisch wei­
tergegangen werden», fordern der
Zentralverband des Deutschen
Handwerks ZDH (Pendant zum
sgv), die Bundesvereinigung der Ar­
beitgeberverbände, der Bundesver­
band der Deutschen Industrie, der
Deutsche Industrie­ und Handels­
kammertag sowie der Zentrale Kre­
ditausschuss (ähnlich der Bankier­
vereinigung).

«Energisch weitergehen» – das heisst
nicht nur bestehende Bürokratie ab­
bauen. Ein ZDH­Sprecher zur Gewer­
bezeitung: «Wir wollen auch unnö­
tige neue Bürokratielasten verhin­
dern. Denn uns geht es nicht nur um
die Nerven der Unternehmer, son­
dern auch um sehr viel Geld. Die
Umsetzung unserer Vorschläge wür­
de die Wirtschaft finanziell massiv
entlasten.»

Die zwölf forderungen

Nachfolgend die zwölf Forderungen
der fünf Spitzenverbände:

Der sgv hat sich
Ende Mai an sei­
nem Kongress in
Lugano den Re­
gulierungsabbau
auf die Fahnen
geschrieben. Er
verspricht sich
davon neben bes­

seren Rahmenbedingungen für die
KMU auch jährliche Einsparungen
von bis zu 50 Milliarden Franken.
Dass er mit seinem Anliegen richtig
liegt, zeigt die Entwicklung in unse­
rem nördlichen Nachbarland, wo sich
führende Wirtschaftsexponenten
ähnliche Gedanken machen.

Neue Ziele nötig

Fünf Spitzenverbände der deutschen
Wirtschaft wollen endlich konkrete
Taten sehen. Sie bescheinigen der
Bundesregierung immerhin, dass sie
schon «wichtige Weichen» gestellt
hat. Sie hatte sich 2006 das Ziel
gesetzt, die Wirtschaft bis 2011 um
25 Prozent bei den Dokumentations­
und Nachweispflichten zu entlasten.

n Auftragsdatenverarbeitung unbü­
rokratisch ermöglichen.
n Potenzial des elektronischen Lohn­
nachweises (Elena) wesentlich stär­
ker nutzen.
n Teilnahme am Umlageverfahren U1
beenden (U1 ist eine Ausgleichskas­
se des Arbeitgebers für die Lohnfort­
zahlung im Krankheitsfall; obligato­
risch für Betriebe mit bis zu 30 Mit­
arbeitenden).
n Gleichstellung elektronischer Auf­
bewahrung mit herkömmlichen Auf­
bewahrungsformen.
n Steuerliche Gleichstellung von
elektronischem Versand und Papier­
versand bei Rechnungen und Bele­
gen.
n Bei Umsetzung der E­Bilanz den
Mindestumfang der elektronisch zu
übermittelnden Daten nicht über das
bisher in Papierform zu übermitteln­
de Mass hinausgehend festlegen.
n Steuerliche Betriebsprüfungen spä­
testens fünf Jahre nach Veranla­
gungsjahr und Aufbewahrungspflich­
ten verkürzen.
n Firmengründern vierteljährliche

Abgabe der Umsatzsteuervoranmel­
dung erlauben.
n Abgeltungsteuer sachgerecht nach­
bessern.
n Die Frage nach der «regelmässigen
Arbeitsstätte» gesetzlich regeln (die­
se dient der Ermittlung der Kosten
für Fahrten zwischen Wohnung und
Arbeitsstelle).
n Anwendungsbereich des Kontenab­
rufverfahrens eingrenzen (dank dem
Gesetz zur Förderung der Steuerehr­
lichkeit haben Finanzbehörden seit
2005 die Möglichkeit, Daten zu Kon­
to­ und Depotverbindungen bei den
Kreditinstituten über das Bundeszen­
tralamt für Steuern abzurufen).
n Einführung eines elektronischen
Meldeverfahrens bei Aufsichtsbehör­
den.

Der sgv nimmt die Diskussion in
Deutschland mit Genugtuung zur
Kenntnis. «Wir wollen allerdings wei­
tergehen und verlangen deshalb ein­
schneidende Massnahmen im Be­
reich der Gesetzgebung», hält Vize­
direktor Marco Taddei fest. Lu

Bundesrat fällt um
Der sgv hat die vom Bundesrat beschlossene
Revision des Alkoholgesetzgebung in einer ers­
ten Reaktion arg zerzaust. Er sieht vorab den
vorgeschlagenen Paradigmenwechsel als höchst
problematisch an, weil er ein neues Alkohol­
marktgesetz, das auch Wein, Bier und Apfelwein
umfasst, als unnötig erachtet. Mit dieser Beur­
teilung lag der Verband bis vor kurzem quasi
auf der offiziellen Linie. Der Bundesrat hatte
nämlich vor zwei Jahren, anlässlich der Vor­
stellung des Nationalen Programms Alkohol
2008–2012, noch explizit keinen Bedarf gese­
hen, «neue marktregulierende Massnahmen auf
nationaler Ebene vorzuschlagen». Der sgv ist
weiterhin überzeugt, dass das bestehende Recht
genügend Grundlagen für die nötigen Interven­
tionen – vorab für die Bekämpfung des Alko­
holmissbrauchs und für einen wirksamen Ju­
gendschutz – vorsieht. «Es reicht, wenn die be­
stehende Regulierungen konsequent durchgesetzt
werden», betont Chefökonom Rudolf Horber. Die
Wahlfreiheit für Konsumierende und Wirtschaft
müsse ein Grundpfeiler unserer freiheitlichen
Gesellschaft bleiben. Horber warnt: «Es darf nicht
sein, dass der Staat pfiffige Innovationen in der
Gastronomie abwürgt und Erwachsene durch
fragwürdige Verbote bevormundet.»
Dem Entwurf für ein neues Spirituosensteuer­
gesetz kann der sgv hingegen weitgehend zu­
stimmen, weil die entsprechenden Massnahmen
zielführend in einem schlanken Gesetz umge­
setzt werden. Rudolf Horber begrüsst insbeson­
dere den vorgesehenen Abbau der administra­
tiven Belastungen und die Bestrebungen zur
Liberalisierung sowie die teilweise Privatisierung
des Kontrollapparates. «Wir hoffen, dass ange­
sichts des seit 1990 kontinuierlich abnehmen­
den Alkoholkonsums die fiskalischen Raubzüge
unter dem Vorwand der Prävention bald defini­
tiv ein Ende haben werden.» Lu

Böse Schlappe
Noch­Bundesrat Moritz Leuenberger ist trotz
seiner langen Amtszeit immer noch extrem emp­
findlich, wenn er im Parlament verliert. Eine
ausserordentlich schmerzhafte Schlappe fügte
ihm kürzlich die nationalrätliche Umweltkom­
mission (Urek) zu, die sich gegen die neun Pro­
tokolle und damit gegen die Umsetzung der Al­
penkonvention ausgesprochen hatte. Die Be­
gründung der Urek­Mehrheit liest sich wie die
früheren Stellungnahmen des sgv: Es drohten
unabsehbare Konsequenzen für die ganze
Schweiz, der Schutz erhalte gegenüber dem
Nutzen zu viel Gewicht und bremse die Ent­
wicklung der Berggebiete. Gegen die Protokolle
sprächen ausserdem Mehrkosten und Übernah­
me fremden Rechts. Die Kommission schlägt
nun dem Nationalrat, im Herbst auf die Ratifi­
zierung der Protokolle nicht einzutreten – und
damit die Konvention endgültig zu beerdigen.
Die Alpenkonvention ist ein Rahmenübereinkom­
men zwischen den acht Alpenstaaten und der EU.
Die Schweiz ratifizierte diese 1999; ohne Zustim­
mung zu den Protokollen läuft aber nichts. Zum
Bedauern von Moritz Leuenberger, der Isolations­
ängste beschwörte und persönliches Prestige in
die Waagschale warf. Letzteres könnte möglicher­
weise die Ablehnung verstärkt haben... Lu

Limitierter Kindersegen
Das Aussterben der Nachfahren von Hedwig
und Wilhelm Tell geht zwar weiter, doch das
Tempo hat sich etwas vermindert. Anders ge­
sagt: Trotz gefreuter Meldungen aus der Küche
der Bundesstatistiker sind die Eidgenossen weit
davon entfernt, sich völkisch zu reproduzieren.
Dafür müsste nämlich jede Frau durchschnitt­
lich 2,1 Kinder gebären. Was aber kaum drin­
liegt, obwohl die Geburtenrate 2009 erstmals
seit dem Pillenknick in den 1960er­Jahren leicht
angestiegen ist und 1,5 Kinder pro Frau erreicht
hat. Dennoch entsteht Handlungsbedarf: Es gilt
schon bald, mehr Plätze in Kindesgärten und
Volksschulen zu schaffen. Bei der AHV ändert
der verstärkte Kindesregen leider nichts: Auch
bei einer konstanten Geburtenquote von 1,5
oder 1,6 wird die Alterung weitergehen. Heute
sind von 100 Personen 32 Rentner – 2060 aber
werden es über 60 sein. Lu
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